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Bericht des Ausschusses für Verfassung und V~rwaltung
betreffend das Landesverfassungsgesetz. mit dem.das O. ö. Landes-Verfassungs-

gesetz 1954 abgeändert wird (Landes-Verfassungsgesetznovelle 1969)

(L - 222/2 - XX)

Gemäß Art. 10 Abs. 2.des O,Ö, Landes-Ver-
fassungsgesetzes 1954 (L-VG. 1954), LGBI. Nr. 50,
'/werden die Mitglieder des Landtages auf Grund des
gleichen, unmiUelba!en, geheimen und persönlichen
Verhältniswahlrechtes gewählt. Wahlberechtigt sind
ülle Männer' und Frauen, welche die österreidlisme
Staatsbürgerschaft besitzen, im Lande Oberösterreich
ihren ordentlichen Wohnsitz haben, vor dem ersten
Jänner des Wahljahres das zw?nzigste Lebensjahr
überschritten haben und vom Wahlrechte nicht aus.
geschlossen sind", Die-Verfassungs bestimmung des
§ 43 der O. ö. Landtagswahlordnung 1961 (LWO,

- 1961), LGBI.Nr. 26, in der Fassung der LWO.-Novelle
1967, LGBL Nr. 20, bestimmt hinsichtlich des passiven
Wahlrechtes, daß bei der Wahl des Landtages "alle
wahlberechtigte'n Männer und Frauen wählbar sind,
die vor dem 1. Jänne; des Wahljahres das sechsund-
zwanzigste Lebensjahr überschritten haben".

Das Wahlalter für die Wahl des Landtages ist nach
diesen Bestimmungen des Landesverfassungsrechtes
qamit gleich den bisherigen einschlägigen Bestim-
mungen des Bundesverfassungsrechtes über das'
Wahlrecht zum Nationalrat (§§ 22 und 47 der
Nationalrats-Wahlordnung 1962, BGBI. Nr. 246) ge-
regelt ..

....In der Sitzung des Nationalrafes am 26. Juni 1968
haben Abgeordnete aller,im Nationalrat vertretenen
Parteien gemeinsame Initiativanträge auf Novellie-
rung des B-VG. _ 1929, der Nationalrats-Wahl-
ordnung' 1962 sowie des Wählerevipenzgesetzes,
BGBL Nr. 243/1960, eingebracht, wonach sowohl hin-
sichtlich des aktiven als 'auch hinsichtlich des pas-
siven Wahlrechtes für.die Wahl zum Nationalrat das
Wahlalter um jeweils ein Jahr herabgesetzt werden
soll.' Diese Initiativanträge wurden' wie folgt be-
gründet:

"Statistische Untersuchungen haben ergeben,
daß' ca. 44% der Prä~enzdiener mit 19 Jahren,
ca.-·33% mit 20 Jahren, ca, 17% mit mehr als
20 Jahren und ca. 5% mit weniger als 19 Jahren
den Präsenzdienst im Sinne des Wehrgesetzes
absolvieren. .

Fast die Hälfte ,der Wehrpflichtigen absolviert
somit den Präs'enzdienst vor Erreichung des
aktiven Wahlalters. Die gefertigten Abgeord-
neten sind der- Meinung, daß ein junger Mann,
der - seiner Wehrpflicht nachkommt, auch als
Vollbürger gewertet werden soll. Dies soll unter
anderem auch in einer Herabsetzung des Wahl-
alters zum Ausdruck' kommen. Darüber hinaus
hat sich das geistige Niveau der gesamten östei-

. reichischen Jugend auf Grund der vermehrten
Bildungsmöglichkeiten bedeutend gehoben, so
daß auch aus diesem Grunde die Zuerkennung
des aktiven Wahlrechtes, in einem früheren
Zeitpunkt als bisher gerechtfertigt erscheint.

Untersuchungen über das Wahlrecht in den
Mitgliedstaaten des Europarates haben ergeben,
daß in zahlreichen europäischen Ländern die
Altersgrenze für das aktive und für das passive
Wahlrecht gleich horn angesetzt ist. Gegen eine
allzu 5tar~e Differenzierung zwischen aktivem
und dem passiven Wahlrecht spricht auch die
Tatsache, daß im Betriebsrätegesetz bzw. in der
Arbeiterkammer_ Wahlordnung . das passive
Wahlrecht bedeutend niedriger anges~tzt ist
als in der Nationalrats-Wahlordnung,"

In der Sitzung des Nationalrates am 13. Nov~mber
1968 wurden die diesen Initiativanträgen ent-
sprechenden Gesetzesbeschlüsse gefaßt. -

Gemäß Art. 95 Abs. 2 B-VG. 1929 "dürfen die
Landtagswahlordnungen die Bedingungen des' akti-
ven und passiven Wahlrechtes nicht enger ziehen als

.die Wahlordnung, zum Nationalrat". Um dieser Be~
stimmung der Bundesverfassung zu e'ntsprechen,
.muß daher im Hinblick. auf die Herabsetzung des
Wahlalters für die Wahl des Nationalrates auch das
Wahlalter für die Wahl des Landtages herabgesetzt
werden.

Durch das im Entwurf vorliegende Landesver-
fassungsgesetz 501.1 in diesem Sinne der Art. 10 des
L-VG. 1954 novelliert werden. Nach Z, I des Ent-
wurfes wird das ·Wahlalter hinsichtlich des aktiven
Wahlrechtes in Ubereinstimmung mit der Novellie-
rung des Bundesverfassungsrechtes um ein Jahr
herabgesetzt. Gemäß Z. 2 des Entwurfes wird das
Wahlalter hi~sichtlich des ·passiven Wahlrechtes für
die Wahl des Landtages um zwei Jahre herabges~tzt.
Diese Erweiterung des passiven Wahlrechtes ist nach
der vorangeführten Bestimmung des Art. 9-5Abs. 2
B-VG. 1929 zulässig. Sie findet ihre Begründung vor
allem darin, daß auch das Wahlalter hinsichtlich des
passiven Wahlrechtes nach § 12 der Gemeindewahl-
,ordnung 1967, LGBI. Nr. 24, bereits mit vierund-
zwanzig Jahren festgesetzt i~t.

Ergänzend wird sdlließlich noch bemerkt, daß die
nach dem vorliegenden Entwurf eines Landesver-
fassungsgesetzes vorgesehene Novellierung des
L-VG. 1954 eine Anpassung der Bestimmungen- der
LWO. 1961 und der Statutargemeinden-Wahlordnung
1961,_LGBL Nr. 29, über das Wahlalter erfordert.



BE:i!a~'ö!88/1939 zum kurzschrif:lithen Bt-ricbl ces o. ö. l.andtages, XX. Geselzg.ebLngspoeriade

Diese ..Anp1Bsung wi:c. mit entsp:echenden No".rellen
dieser beiden Ge~Etz.eherbelzufiJhren sein.

Eine Nov8IIierung oer Gemeinclewahlor<lnun';J 196,
ist 2rr gegebenen Zusamoenha.-"J.g jedoch nicht er- .
lordellich. Cemäß § 11 Abs. 1 dieses Gesetzes hm
näIT_li:hr s-o.....,eit das Le:bensalter maßgebli::::h ist, jeder
das al;;.tive ".Nahlre,:hl bei der Ge:neinderc.tswa':11, de~
-"das aktivE Vvahhecht für die ·"'lahl des o. Ö. Land-
tages oesit:; tU j t.linsidltlich des passiven \'Vahlremtes

Hödlmosem-

Obmann-Stell VE rtreter

Gt dc:.s '-Vahlalter. wle oben c...usgeführt, or.nec:U.ies
1 e:-eit~" :nit vieruLdzwanzig Jabren festgesetzi.

Der Ausschuß ftr Verfassung und VerwaU.Rg be-
Lnllagl, der Hohe Landtay möye das helyeliigle Lan-
'esv€Tfassungsgesetz, nöl dem das O. ö. Lan8.es~
'Jerla.sunysgeset, 1954 abgeändert wird (Lan'les-
'J"erfassunysyesehnovelle 1969'" besdlJleßen.

Li n z, am 3L Jänner 1969

Dr. N.lzmer

Berichterstatter

Landesverlassungsgesetl

vom
mit dem das Q. Ö. landes-Veda~s.ngsgesetz 1954 abgeändert wird

(Landes-VeriassUDgS!!le5et>oovelle 1969)

Der o. Ö. Landtag hat beschJossen:

Das O. ö. Landes-Verfassungsgesetz
LGBl. Nr. 50, wird .bgeändert wie folgt:

1, üer zweite S:ltz des Art. 1) Abs. 2 h:lt ru lilluten:
"V\'ahlberechligt sind alle Männer une. Fl auen,
die die österreichische Staatsburge:rschaft. be-
sitzen, im Lande Oberöslerreidt ihren. o:dent-
licben Wohnsitz haben, vor dem 1. J~TIDE r des
Jahres der V\-ahl das neunrehnte Lebensjilh- voll·
endet haben und vom V.,rahlrecht :nicht illusge-
schlossen sind:'

1954,

2. Art. 10 Abs. 3 hat zu lauten:
., (a) v\rählbal sind alle we.-hlberechti-;Jlen 'tv' änner
und Frauen, die vor den:.. 1. Jänner d~:s Jahres
der "V'"ahl das vierundzwanzLgste LebemjalI voll-
endet haben" \


